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OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

In der Strafsache

 

gegen         1.  Wolfgang Beer,
geb. am 5. Dezember 1953 in Hamburg
Deutscher, ledig,
in diese r Sache in Untersuchungshaft
gewesen vom 7. November 1978 bis
25. Juni 1979;

2. Peter Alexa,
geb. am 10. Juni 1955
Deutscher, ledig,
in dieser Sache in Unte r suchungshaft
gewesen vom 7 . November 1978 bis
14. Mai 1979;

3. Mathias Böge,
geb. am 28. August 1957 in Hamb urg ,
Deutscher, ledig,
in dieser Sache in Untersuchungshaf t
gewesen vom 7. November 1978 bis
14. Mai 1979;
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4. Simone Borgstede,
geb. am 10. April 1956 in Hamburg
Deutsche , ledi~,

in dieser Sache in Untersuchun~sha~t

gewesen vom 7. November 1978 bis
14. ~ai 1979;

5 . Inrgid Jakobsmeier
geb. am 26. Dezember 1953
Deutsche, ledig ,
in dieser Sache in Untersuchungshaft
gewesen vom 7. November 1978 bis
14. ~ai 197
~üssenredder

8 . Rosemarie Prieß,
geb . am 12. Mai 1950 in Hamb urg,
Deutsche, ledig ,
in dieser Sache in Untersuchungshaft
gewesen vom 7 . November 1978 his
14. Mai 1979;



::
Seite 3

                        

9 . He l ga Roos
geb. am 16. Juni 19 54
Deutsche, ledig ,
i n di e ser Sache in Unt ersuchungshaf t
gewesen vom 7. Novembe r 1978 bis
14. Mai 1979;

 wegen Unterstützung einer terroristischen
Vereinigung
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hat der 4. Strafsenat des Oberlandesgerichts
Frankfurt am Main
aufgrund der Hauptverhandlung vom:
2., 3., 4., 9., 10., 11., 19., 23., 24. April, 2., 3. , 7., 8.,
14. , 17. , 21., 28., 31. Ma i, 7., 8., 11., 18. und 25. Juni 1979,
an der teilgenommen haben:

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Dr. Hahn
als Vorsitzender,

Richter am Oberlandesgericht Langer vom 2. April 1979 bis
16. Juni 1979,
und an seiner Stelle seit dem 18. Juni 1979 bis 25. Juni 1979
Richter am Landgericht Bombe, der bis dahin als
Ergänzungsrichter an der Hauptverhandlung teilgenommen hatte,

 Richter am Oberlandesgericht Frölich,
Richter am Oberlandesgericht Dr. Reinschmidt,
Richter am Oberlandesgericht Dr. Mees
als beisitzende Richter,

Richter am Oberlandesgericht Volker Schneider
als

Oberstaatsanwalt Eckert,
Oberstaatsanwalt Fluhrer
als Beamte der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht
Frankfurt am Main,

Justizangestellte Melles
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle,
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Rechtsanwalt Müller,
Rechtsanwalt Lan ghoff,
Rechtsanwalt Lay,
Rechtsanwalt Wiegel,
Rechtsanwalt Zimmermann
als Verteidiger des An geklagten Alexa,

Rechtsanwältin HilI,
Rechtsanwalt
Rechtsanwalt Röder,
Rechtsanwä ltin Voss
als Verteidiger des An geklagten Beer,

Rechtsanwalt Dr . Kion,
Rechtsanwalt Ronte,
Rechtsanwalt Scharmer
als Verteidiger des An geklagten Böge,

Rechtsanwalt Galette,
Rechtsanwalt Dr. Gerfelder,
Rechtsanwalt Goffin
als Verteidiger der An g eklagten

Rechtsanwalt Fischer,
Rechtsanwalt Iser,
Rechtsanwalt Karolyi,
Rechtsanwalt Dr. Traub,
Rechtsanwalt Tschacksch
als Verteidiger der An g eklagten Jakobsmeier,

Rechtsanwalt Fricke,

Rechtsanwalt von Paleske,
Rechtsanwalt Mohn,
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Rechtsanwältin Simon
als Verteidiger des Angeklagten ........,

Rechtsanwalt Frommann,
Rechtsanwalt Kiefer,
Rechtsanwalt Schuler
als Verteidiger des Angeklagten.........,

Rechtsanwältin Oberländer-Pohl,
Rechtsanwalt Knoblauch
als Verteidiger der Angeklagten Prieß,

Rechtsanwalt Kaiser,
Rechtsanwalt Koch,
Rechtsanwalt Ungelenk
als Verteidiger der Angeklagten Roos,

Rechtsanwalt LUh,
Rechtsanwältin Schoen,
Rechtsanwalt Schoen,
Rechtsanwalt Werschak
als Verteidiger des Angeklagten ........, _

Rechtsanwältin Konrad,
Rechtsanwalt

Nimsch,
Rechtsanwalt Torner
als Verteidiger des Angeklagten..........,

am 25. Juni 1979 durch den Vorsitzenden Richter am
Oberlandesgericht Dr. Hahn als Vorsitzenden,

den Richter am Oberlandesgericht Frölich,
den Richter am Oberlandesgericht Dr. Reinschmidt,

)
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den Richter am Oberlandesgericht Dr. Mees,
den Richter am Landgericht Bombe, als beisitzende Richter,

für R e c h t erkannt:

A. Die Angeklagten werden we gen gemeinschaft-
licher Werbung für eine terroristische
Vereinigung wie folgt verurteilt:

1. Wolfgang B e e r zu einer Freiheits-
strafe von einem Jahr;

2. Peter Paul Ale x a ,
Mathias B ö g e ,
Simone Bor g s ted e
Ingrid Jak 0 b s m eie r
Rosemarie P r i e ß
Helga R 0 0 s

zu Freiheitsstrafen von je zehn Monaten;
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B. 1. Von der Vollstreckung des Dauerarrestes
gegen die Angeklagten und
wird mit Rücksicht auf die erlittene
Untersuchungshaft ab gesehen.

2. Bei den übrigen Angeklagten wird die
Untersuchungshaft angerechnet und die
Vo l lstreckung der Strafen zur Bewährung
ausgesetzt.

c. 1. Bei den An geklagten .............und ..........
wird von der Auferlegung der Kosten und
Auslagen abgesehen. Im übrigen fallen den
Angeklagten die Kosten des Verfahrens zur
Last.

Angewendete Vorschriften:

§§ 129 a Abs. 1, 25 Abs. 2, 56 Abs. 1 und 4,
51 Abs. 1 StGB;
§§ 1, 105 Abs. 1 Nr. 1, 16 Abs. 4 S. 2 JGG.
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G r ü n d e

I.
Die persönlichen Verhältnisse der Angeklagten:

Der Angeklagte Peter Alexa wurde am 10.6.1955 geboren

2.
Der Angeklagte Wolfgang B e e r wurde am 5.12.1953 in Hamburg
geboren.



•
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1971 setzte er seine Schulausbildung auf einem Aufbaugymnasium
fort und wechselte 1972 von dort auf ein Wirtschaftsgymnasium
über. Den Besuch dieser Schule brach er im Frühjahr 1973 ab, als
er sich an einer Hausbesetzung in Hamburg beteiligte. Er wurde
bei der Räumung des besetzten Hauses festgenommen. Wegen Mit-
gliedschaft in einer kriminellen Vereinigung, Landfriedensbruch
und Hausfriedensbruch wurde zunächst gegen ihn ein Haftbefehl
erlassen, der jedoch ausgesetzt wurde. Nachdem wegen dieser Ver-
gehen das Hauptverfahren eröffnet worden war, tauchte der Ange-
klagte unter; der Haftbefehl konnte danach nicht vollstreckt
werden. Erst im Februar 1974 konnte der Angeklagte in einer konspirativen Wohnung in Frankfurt am Main festgenommen werden.

Der Angeklagte Beer wurde am 28.9.1976 vom Landgericht Hamburg
- 72/75 141 Js 71/74 Jug. - wegen Beteiligung an einer
kriminellen Vereinigung in Tateinheit mit gemeinschaftlichem
unerlaubtem Erwerb von Kriegswaffen, gemeinschaftlichem uner-
laubtem Waffenbesitz, gemeinschaftlicher Vorbereitung eines
Sprengstoffverbrechens und fortgesetzter Urkundenfälschung zu
einer Jugendstrafe von 4 Jahren und 6 Monaten verurteilt. Diese

Strafe verbüßte er bis zum 4.8.1978.
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3.
Der Angeklagte Mathias B Ö g e wurde am 28.8.1957 in Hamburg
geboren.

4.
Die Angeklagte Simone Bor g s ted e wurde am
10.4.1956 in Hamburg geboren.

5.
Die Angeklagte Ingrid Jak 0 b s m eie r wurde am
26.12.1953 in Lippstadt geboren.
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8.
Die Angeklagte Rosemarie P r i e ß wurde am 12.5.1950 in
Hamburg geboren.

9.
Die Angeklagte Helga R 0 0 s wurde am 16.6.1954 in Usingen/
Taunus geboren.
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11.
Die politischen Bestrebungen der Angeklagten und ihre Beweg-
gründe für die Tat:

Die Angeklagten lehnen das Gesellschaftssystem und die staat-
liche Ordnung der Bundesrepublik Deutschland als ein sogenanntes
"imperialistisches Herrschaftssystem" ab. Dies haben sie wieden-
holt zum Ausdruck gebracht, insbesondere in einer von mehreren
Angeklagten für alle verlesenen "gemeinsamen Erklärung zur
Sache".

Die von ihnen gemeinsam geplante Besetzung der dpa-Redaktion in
Frankfurt am Main sehen sie als eine der möglichen Handlungs-
formen eines sogenannten "anti-imperialistischen Widerstandes",
der nach ihrer Auffassung der gemeinsame Ausgangspunkt be- .
stimmter revolutionärer Gruppen und Bewegungen in Ländern der
westlichen Welt und den Entwicklungsländern ist. Als Handlungs-
formen dieses Widerstandes billigen sie den "Kampf auf allen
Ebenen und mit allen Mitteln", von Formen der
"Gegenöffentlichkeit" bis hin zu den terroristischen Gewalt-
taten der von ihnen als "Guerilla" bezeichneten
Gruppen, die nach ihrer Auffassung einen "legalen" Krieg gegen
die herrschenden Regierungen als "anti-imperialistischen Wider-
stand" führen. Die Angeklagten vertreten die These, daß die
Mitglieder solcher Gruppen und ihre Sympathisanten in der
Bundesrepublik durch von Geheimdiensten gesteuerte illegale Maß-
nahmen verfolgt und bekämpft würden, wozu auch die Mittel der
"psychologischen KriegsfUhrung" gehören sollen. Hierzu zählen
die Angeklagten Mittel der Desinformation durch Unterdrückung
von Nachricbten über die Haftbedingungen von terroristischen

Gewalttätern. Diese Unterdrückung von Nachrichten soll angeblich
von Staatsorganen und Massenmedien in der Bundesrepublik - teil-



Seite 14

weise im Auftrage deutscher und ausländischer Geheimdienste -
zielstrebig betrieben werden, um Solidarisierungen mit diesem in
Haft befindlichen Personenkreis zu verhindern.

Den für den Strafvollzug Verantwortlichen in der Bundesrepublik
werfen die Angeklagten vor, sie unterwürfen diesen Personenkreis
Methoden der "Isolationsfolter" und der "Vernichtungshaft". Die
Staatsordnung der Bundesrepublik Deutschland wurde in diesem
Zusammenhang als "Vernichtungsapparat" bezeichnet.

Ihre Haltung zur sogenannten RAF haben die Angeklagten in ihrer
"gemeinsamen Erklärung zur Sache" sinngemäß wie folgt be-
schrieben:
Die Mitglieder der RAF hätten sich mit ihren Terroranschlägen in
die Front der internationalen Befreiungskriege gestellt und den
Weg gezeigt, wie das imperialistische System zerschlagen werden
könne. Dies sei das Ziel aller Freiheitskämpfer in der ganzen
Welt. Mit der Zerschlagung des imperialistischen Systems könne
die höchste Stufe menschlicher Entwicklung, eine "Weltkommune"
freier Völker erreicht werden.

Der Überfall auf die deutsche Botschaft in Stockholm, an dem der
Strafgefangene Karlheinz Dellwo mitgewirkt hat, und die Er-
mordung des Generalbundesanwalts Buback seien als "legale
Interventionen" gegen die "imperialistischen Machtzentren" der
Bundesrepublik zu verstehen, die die Bundesrepublik
"faschisieren" wolle. Der Begriff "terroristische Vereinigung"
dürfe nicht auf die wegen terroristischer Gewalttaten Verurteil-
ten angewandt werden, sondern allenfalls auf ihre Opfer, wie

Buback, Ponto und Schleyer.

Die Angeklagten, die sich durch die geschilderten politischen
Bestrebungen gemeinsam verbunden fühlen, waren zu einem nicht
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mehr feststellbaren Zeitpunkt - Anfang November 1978 mit weiteren
unerkannt gebliebenen Mittätern übereingekommen, durch eine
gemeinsame aufsehenerregende Aktion auf die Situation der
inhaftierten terroristischen Gewalttäter Karlheinz Dellwo und
Werner Hoppe aufmerksam zu machen. Karlheinz Dellwo hatte am
25.4.1975 mit einer Gruppe, die sich "Kommando Holger Meins"
nannte, die deutsche Botschaft in Stockholm besetzt und deren
Personal als Geiseln genommen, um die Freilassung von 26 inhaf-
tierten terroristischen Gewalttätern zu erpressen. Wegen der bei
dieser Aktion erfolgten Ermordung von zwei Botschaftsangehörigen
und weiteren dabei verübten Straftaten wurden Dellwo und seine
Mittäter durch rechtskräftiges Urteil des Oberlandesgerichts
Düsseldorf vom 20.7.1977 zu lebenslanger Freiheitsstrafe ver-
urteilt. Im Herbst 1978 war Dellwo noch in der Untersuchungs-
haftanstalt Köln-Ossendorf inhaftiert. Er begann dort am .
21.9.1978 mit einem Hunger- und Durststreik, um eine Änderung
seiner Haftbedingungen zu erzwingen.

Werner Hoppe wurde 1972 vom Landgericht Hamburg wegen ver-
suchten Totschlages in drei Fällen zu einer von
10 Jahren verurteilt. Gegenstand des Verfahrens war ein Feuer-
gefecht, das in Hamburg zwischen Polizeibeamten einerseits und
Werner Hoppe und der Terroristin Petra Schelm andererseits ge-
führt wurde. Petra Schelm wurde dabei tödlich verletzt. Im
Sommer 1978 erkrankte Werner Hoppe. Diese Erkrankung ver-
schlimmerte sich derart, daß er schließlich ins Allgemeine
Krankenhaus Altona zur stationären Behandlung verlegt werden
mußte. Da die zur überprüfung seiner Vollzugstauglichkeit be-
stellten Gutachter feststellten, daß ein Behandlungserfolg durch
eine Rückverlegung in die Vollzugsanstalt wieder zunichte ge-
macht befaßten sich die Hamburger Justizbehörden Anfang

November 1978 mit der Prüfung der Frage, ob und gegebenenfalls
unter welchen Voraussetzungen eine Fortsetzung des Strafvollzugs
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gegen Hoppe außerhalb der Vollzugsanstalt möglich sei.

Die geplante Aktion sollte nach der Vorstellung der Angeklagten.
und ihrer unerkannt gebliebenen Mittäter nicht nur auf die Haft-
bedingungen des Karlheinz Dellwo und des nach ihrer Ansicht
lebensgefährlich erkrankten Werner Hoppe aufmerksam machen,
sondern gleichzeitig auch dazu dienen, gegen eine angeblich
planmäßig betriebene Unterdrückung von Nachrichten über diese
Haftbedingungen zu protestieren. Zu diesem Zwecke sollte eine
Agentur der Deutschen Presseagentur, die die Angeklagten für die
angebliche Unterdrückung von mitverantwortlich
machen, besetzt und eine vorbereitete Erklärung - als Durch-
brechung der an geblic hen Nachrichtensperre - über den Fern-
schreiber der Agentur an andere Niederlassungen der Agentur und
deren Hauptzentrale in Hamburg verbreitet werden.

Die Angeklagten und ihre unerkannt ge bliebenen Mittäter kamen
dabei überein, daß die zur Verbreitung bestimmte Erklärung nicht
nur eine Stellungnahme zu den Haftbedingungen von Hoppe und
Dellwo, sondern auch eine Erläuterung ihrer politischen Be-
strebungen und einen Aufruf zur Solidarisierung mit den Mit-
gliedern und Zielsetzungen der RAF und ihren Nach-
fol g egruppen enthalten sollte. Um eine möglichst weite Verbrei-
tung dieser Erklärung sicherzustellen, sollte sie nicht nur über
den Fernschreiber der Agentur bei der Besetzungsaktion, sondern
noch auf brieflichem Wege an andere Nachrichtenagenturen und
Zeitungen abgeschickt Dies sollte auch für den Fall des
Scheiterns der Aktion eine Verbreitung der Erklärung gewähr-
leisten.

Die Angeklagten und ihre unerkannt gebliebenen Mittäter erarbei-

teten sodann eine gemeinsame Erklärung, von deren mit Schreib-
maschine geferti g tem Text mehrere Fotokopien her gestellt wurden,
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um die für die beabsichtigte weite Verbreitung erforderliche
Stückzahl zu erhalten.

Als Ziel der Besetzungsaktionwählten die Angeklagten und ihre
unerkannt gebliebenen Mittäter schließlich die Niederlassung der
Deutschen Presseagentur in Frankfurt am Main, Baseler Straße 35
bis 37, aus.

111.

Die Ausführung der Tat:

Zur Ausführung ihres Planes trafen sich die aus verschiedenen
Städten der Bundesrepublik mit ihren unerkannt gebliebenen Mit-
tätern zusammengekommenen Angeklagten am 6. November 1978 in
Frankfurt am Main. Sie besprachen die Einzelheiten der Tataus-
führung und bestimmten zugleich, wer von ihnen die - als
flankierende Maßnahme vorgesehene - Verbreitung der vorbereite-
ten Erklärungstexte an die anderen Nachrichtenagenturen über-
nehmen sollte.

Gegen 20.30 Uhr begaben sich die Angeklagten mit weiteren 4 bis
5 unerkannt gebliebenen Mittätern zum Gebäude der Deutschen
Presseagentur in der Baseler Straße 35 bis 37. Sie konnten sich
dort unbemerkt Eingang in das Gebäude verschaffen-und bis zum
zweiten Stock, in dem sich die Redaktionsräume der Presseagentur
befinden, vordringen. Um später nicht wiedererkannt zu werden,
hatten die meisten von ihnen mit Sehschlitzen und Mundöffnungen
versehene Pudelmützen übergezogen, einige von ihnen trugen
Gummihandschuhe. Um erforderlichenfalls Widerstand von Personen
brechen zu können, hatten sie sich außerdem mit abgesägten ca.

50 cm langen Besenstielen bewaffnet. Sie führten weiterhin Hanf-
schnüre und in Streifen gerissene Leinentücher mit, um das
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Redaktionspersonal fesseln und knebeln zu können.

Auf diese We ise bewaffnet und maskiert drangen die Angeklagten
und ihre Mi ttäter - mit den Örtlichkeiten offensichtlich ver-
traut - durch den Eingang "A" in die Redaktionsräume der dpa
ein. Sie teilten sich hier in drei Gruppen auf, von denen die
eine zur Telefonzentrale, d ie andere zum Expedientenraum und die
dritte zur Wortredakt ion eilte. Sie schwangen dabe i die mit-
geführten Stöcke über ihren Köpfen und riefen den Angestellten
beim Eindringen zu, dies sei ein Überfall, sie sollten sich
ruhig verhalten und keinen Widerstand leisten, dann geschehe
ihnen nichts.

Drei nicht maskierte Eindrin g linge, darunter die Angeklagten
Beer und Roos, rannten zur Telefonzentrale, in der die Zeugin

saß. Sie riefen ihr zu: "Dies ist ein Überfall!
Verhalten sie sich ruhig!". Sie zog en die Zeugin
von ihrem Stuhl hoch und banden ihr mit den mitgebrachten
Schnüren die Hände auf dem Rücken zusammen. Dann knebelten sie
sie mit einem der mitgeführten Leinenstreifen u n d schoben sie in
den als Garderobe benutzten Nebenraum der Telefonzentrale. Dort
mußte sich die Zeugin m~t dem Gesicht zur Wand
stellen. In der Telefonzentrale sägte inzwischen ein anderer
Mittäter mit einer mitgeführten Eisensäge Kabel der Telefon-
anlage durch.

Die Zeugen , und hielten sich
in der Wortredakt ion auf, als etwa 8 bis 10 maskierte Täter in
den Raum stürmten. Einer von ihnen riß der Zeugin den
Kopfhörer vom Kopf und warf ihn weg. Dann drehte er ihr den Arm
nach hinten und zerrte sie zum Garderobenraum neben der Telefon-

zentrale.
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Ein anderer Täter bemächtigte sich währenddessen der ver-
ängstigten Zeugin indem er ihr die Hände auf den
Rücken bog und sie auf diese Weise ebenfalls zum Nebenraum der

, Telefonzentrale schob. Dem Zeugen gelang es noch,
einen Alarmknopf unter seinem Schreibtisch zu drücken, dann
wurde auch er von 3 bis 4 der Eindringlinge gepackt und vom
Stuhl hochgerissen. Man presste ihm die Hände auf dem Rücken
zusammen und schob ihn ebenfalls in den Nebenraum der Telefon- .
zentrale, in den man die Zeuginnen und
inzwischen gebracht hatte.

Ähnlich verfuhren die Eindringlinge mit dem Zeugen der
sich zur Zeit des Überfalls im Expedientenraum befand. Er wurde
von zwei in den Raum stürmenden maskierten Tätern aufgefordert,
die Arme zu heben, dann pressten sie ihm die Arme auf dem Rücken
zusammen und schoben ihn ebenfalls in den Garderobenraum neben
der Telefonzentrale. Er wurde dort von den Eindringlingen mit
einem der mitgeführten Leinenstreifen geknebelt. Andere Mittäter
hatten dort inzwischen damit begonnen, den Zeugen.............,

und die Hände auf dem zusammenzu-
binden.

Als der Zeug e dabei fragte, was die Angeklagten
.denn wollten, antwortete die Angeklagte Roos, sie wollten eine
Erklärung zur Situation ihres Genossen Dellwo über den Fern-
schreiber der Redaktion absetzen. Auf seine Frage, ob sie hierzu
denn im Stande seien, antwortete einer der männlichen Eindring-
linge: "Ja, das können wir!".

Noch während die Angeklagten und ihre unerkannt gebliebenen Mit-

täter beschäftigt waren, die Zeugen

und zu fesseln, ertönten aus dem Redaktionsraum
Rufe wie "die Bullen kommen!". Die Eindring linge ließen darauf-



 

Seite 20

hin von den genannten Zeugen ab und rannten nach draußen.

Vor dem Redaktionsgebäude der dpa war inzwischen aufgrund des
Notrufes, den der Zeuge ausgelöst hatte, ein
Überfallkommando der Polizei eingetroffen, welches die Verfol-
gung der flüchtenden Täter aufnahm. Einigen der Täter gelang es,
unerkannt zu entkommen. Die Angeklagten wurden teilweise im
Gebäude selbst und teilweise in der Nähe des Gebäudes festge-
nommen.

Nach der Festnahme der Angeklagten fragte der Zeuge .....................
den Angeklagten Beer nach der Erklärung, die die Angeklag-
ten über den Fernschreiber der Agentur verbreiten wollten. Der
Angeklagte Beer trug den Text der Erklärung aber nicht bei sich.
Im Treppenhaus des Gebäudes wurde der auf zwei Blätter foto-
kopierte Text der Erklärung kurz darauf gefunden.
Sie hatte folgenden Wortlaut:

ERKLÄRUNG
------------------

heute, am 6.11.78, hat das kommando michael knoll und das
kommando willy peter stoll die frankfurter dpa-redaktion
besetzt, das personal gefesselt, um folgende meldung über
fernschreiber an die presse im saarland, rheinland-pfalz und
hessen und an die für die nationale und internationale
verteilung der dpa-meldungen zuständige dpa-zentrale in
hamburg abgeschickt:

karl heinz dellwo und werner hoppe in lebensgefahr karl
heinz dellwo, gefangener aus der raf aus dem kommando holger
meins, das am 25.4.75 in stockholm die botschaft der brd
besetzte, botschafter und personal ge fan gennahm, um die
freilassung von 26 gefangenen aus der raf erzwingen zu
können, befindet sich seit dem 21.9. in einem hunger- und
durststreik, um gegen die ständige verschärfung seiner
haftbedingungen eine verbindliche zusage für ein minimum an
lebensbedingungen durchzusetzen, ständige verlegungen in ein
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anderes gebäude des gefängnisses, streichung des hofganges,
nahezu vollständige besuchs- und briefkontaktsperre,
erniedrigende entkleidungsprozeduren, systematische ver-
zögerung der anwaltspost, ein feingegliedertes programm von
psychischer und physische r folter, erniedrigung und ver-
nichtung. als g egenmaßnahme gegen den hunger- und durst-
streik wurde karl heinz dellwo sofort zusammengeschlagen und
in den "bunker" geschleppt, dort auf dem boden an eisen-
ringen festgekettet und 49 stunden so liegengelassen. nicht
einmal zum urinieren wurde er losgemacht, mußte folglich so
auf den boden machen. der gestank seines urins und die
verbrauchte Luft stauten sich bis zum ersticken, da der
"bunker" keine fenster hat. als karl-heinz aus dem "bunker"
geholt wurde, war sein kopf schon blau-rot angelaufen.
knappe 3 wochen später die selbe tortur nochmals. seit dem
18 . 10 . wird karl-heinz mit zwangsernährung gefoltert. dazu
benutzen die staatsschutzmediziner einen speziell zu diesem
zweck konstruierten folterstuhl, auf dem er total fixiert
und mit sadistischen quälereien gemartert wird. in dieser
situation, in der die regierung und bundesanwaltschaft ein
totales nachrichtenverbot verhängt haben, erreicht die
psychologische kriegsführung, die seit wochen gezielt gegen
karl-heinz eingesetzt wird und ihn einerseits zum "draht-
zieher" der frei kämpfenden raf postuliert, andererseits
differenzieren und widersprüche zur raf konstruiert, ihren
höhepunkt, nach wochenlanger hetze, die nach mustern
abläuft, wie wir sie kennen von der propagandistischen
vorbereitung der ermordung ulrike meinhofs, wird im fern-
sehen - erst im abendprogramm, dann als wiederholung im
nachmittagsprogramm - eine sendung mit dem vater hans dellwo
ausgestrahlt, die mit psychologisierung, lüge, und schmutz
karl-heinz zum abschuß freigeben soll, in der nicht nur über
karl-heinz tod deb a ttiert wird, sondern auch schon die .
einzelnen umstände seiner beerdiguDg abgehandelt werden .

die entwicklung spricht eine klare unmißverständliche
sprache: die regierung, das bka und baw wollen ein jahr nach
den massakern in stammheim das problem mit dem widerstand
der gefangenen wieder mit physischer vernichtung lösen
bei werner hoppe, gefangener aus der raf und seit seiner
gefangennahme 1971 durchgehend isoliert, ist die situation
entsprechend.
nachdem er, nach monatelanger verweigerung ärztlicher Hilfe,
unter dem druck der öffentlichkeit, abgemagert bis auf 44 kg
bei einer körpergröße von 176, in ein externes krankenhaus
verlegt wurde, nachdem der vom vollzug beauftragte
medizinische gutachter, der professor am institut für
forensische psychiatrie der fu berlin, dr. wilfried rasch,
haftunfähigkeit aufgrund 7jähriger isolationsfolter
attestiert hat, zögert der hamburger staatsschutzvollzug die
entscheidung für werners freilassung hinaus, um andere,
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staatsschutzgefügige gutachter hinzuzuziehen, die die
legitimation für werner hoppes rückverlegung in das
gefängnis zu liefern sollen, bzw. noch hinterhä l tiger:
die situation im krankenhaus zum dauerzustand machen, den
knast einfach vorzuverlag ern, daß aus der ruhe und der
helligkeit der räu~e im "hospital" tödliche leere wird, au~

der freundlichkeit der krankenschwestern unerträglicher
zynismus - kurz: die institutionalisierung der subtilsten
form weißer folter, die auf psychiatriserung zielt.
eine entscheidung gegen die freilassung von werner hoppe,
wie sie das gutachten von prof. dr. rasch fordert, heißt
sanktionierung des todesurteils."

mit unserer aktion brechen wir das staatlich sanktionierte
schweig en, die informationssperre, die als feste einrichtung
die bedingung für jederzeit vollstreckbare hinrichtungen
schafft.
seit dem 18. 10.77, dem massaker in stammheim, läuft hier in
der brd, und darüber ins westeuropäische ausland, eine
militarisierung auf allen ebenen.
das neue haft konzept für die vernichtungshaft - elektronisch
abgeschirmte trakts, stahlzellen, gsg-9-einheiten gegen die
gefangenen aus der guerilla, schnellverfahren, sicherungs-
verwahrung, usw. ist nur eins.
todesschuß der bullen auf den straßen,
neue führungsstrukturen, die g eheimdienste, bullen, bgs,
medien unterm bka zusammenfassen,
erfassung, bespitzelung, razzien, bullenterror, •••••
das sind stichpunkte, die eine entwicklung markieren, die
sich g egen den widerstand als ganzes richtet, eine
innerstaatliche neuformierung, die ausgeht vOn der
kontinuität bewaffneter politik, von der politisch
militärischen konfrontation hier in den metropolen.

unsere aktion g eht aus von der Einheit des Widerstands. seit
jahren laufen entsolidarisierungskampagnen der psycholo-
gischen krieg sführung, mit dem ziel die guerilla zu iso-
lieren, die linke zu spalten, die bedingungen zu schaffen wo
mit der exemplarischen liquidierung der g efangenen aus der
raf die spitze des widerstands gebrochen werden soll, um zu
~emoralisieren

und den staat aufzurüsten.
der widerstand der gefangenen ist unser kampf. unsere aktion
zum schutz der gefangenen meint den imperia l istischen staat
als ganzes,
ist teil des antiimperialistischen kampfs,
in dem ~ich für uns die notwendigkeit stellt, die angriffe
der guerilla auf allen ebenen mit allen denkbaren formen des
offensiven widerstands aufzu g reifen und weiterzuentwickeln.

den antiimperialistischen kampf offensiv führen - die
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politik bewaffnen !

den kampf der gefangenen kämpfer draußen aufgreifen - die
guerilla aufbauen.

In den folgenden Tagen schickten die unerkannt gebliebenen Mit-
täter absprachegemäß inhaltsgleiche Erklärungen, die lediglich
statt des Wortes "abgeschickt", das geänderte Wort "abzu-
schicken" in der 8. Zeile enthalten, noch an andere Presse-
organe, so an die Associated-Press-AP/UPI in der Moselstraße 27
in Frankfurt am Main, die Nachrichtenagentur Reuters in Bonn,
die Frankfurter Rundschau in Frankfurt am Main, den Tagesspiegel
in Berlin und die Ronsdorfer Zeitung in Wuppertal.

IV.
Beweiswürdigung:

Die Feststellungen zu I. bis 111. beruhen auf der Einlassung der
Angeklagten, soweit sie Angaben gemacht oder Erklärungen abge-
geben haben, auf den Bekundungen der Zeugen...............,

und und auf dem
Inhalt der ausweislieh der verlesenen und
zum Gegenstand der Augenscheinseinnahme gemachten Schriftstücke,
sowie den in Augenschein genommenen Überführungsstücken.

Die Angeklagten haben sich zwar nicht im einzelnen zu den Vor-
würfen der Anklage geäußert, sie haben sich jedoch in ihrer in
der Sitzung vom 19.4.1979 verlesenen gemeinsamen Erklärung zur
Sache und in ihrem gemeinsam verlesenen Ablehnungsantrag vom
21.5.1979 sämtlich zu ihrer Aktion bekannt.

In ihrer gemeinsamen Erklärung zur Sache vom 19.4.1979 haben die
Angeklagten die Hintergründe und die Beweggründe ihrer Aktion
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erläutert und diese zu rechtfertigen versucht.

Sie haben dabei sinngemäß ausgeführt, mit ihrer Aktion hätten
sie die von staatlichen Organen gesteuerte -Entsolidarisierungs-
strategie gegen die von ihnen als "Gefangene aus der Guerilla"
bezeichneten Strafgefangenen und ihre Idee vorn bewaffneten
Widerstand durchbrechen wollen und damit auch Erfolg gehabt;
allen Versuchen zur Spaltung der Widerstandsbewegung zum Trotz-
hätten sie mit ihrer Aktion die "Einheit des Widerstandes"
wieder hergestellt.

Diese gemeinsame Erklärung zur Sache wurde zwar nur von den
Angeklagten Alexa, Beer, Böge und verlesen, während sich
der Angeklagte auf die Bemerkung beschränkte, es sei
bereits alles gesagt. Den übrigen Angeklagten ist dieses Be-
kenntnis zu ihrer gemeinsamen Aktion zuzurechnen, weil es auch
in ihrem Namen abgegeben wurde, und weil sie es aufgrund ihres
Selbstverständnisses als Gruppe durch ihr Verhalten bei der
Verlesung gebilligt haben.

Im übrigen haben sich alle Angeklagten - außer dem Angeklagten
Beer - in der Begründung ihres Ablehnungsgesuches in
der 21.5.1979 ein weiteres Mal zu ihrer Aktion
bekannt und dabei nochmals die Hintergründe und die Beweggründe
ihrer Tat erläutert. Sie haben sich dabei insbesondere mit dem
weiter in Untersuchungshaft befindlichen Angeklagten Beer mit
dem Hinweis darauf solidarisiert, daß sie die Aktion gemeinsam
durchgefÜhrt hätten und davor gewarnt, den Angeklagten Beer, der
von dem Zeugen als einer der Mittäter wieder-
erkannt wurde, als eine Art Rädelsführer anzusehen.

Bei dieser Gelegenheit äußerte der Angeklagte Böge sinngemäß,
daß er und die übrigen Angeklagten sich aufgrund des Zusammen-
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gehörigkeitsgefJhls, das sie bei der gemeinsamen Aktion gewonnen
hätten, nicht von dem Angeklagten Beer trennen ließen.

Der Angeklagte erklärte dazu, die Aktion sei für ihn ein
Mitte l des legalen Widerstandes gewesen.

Der Angeklagte führte aus, ihre geme insame Aktion habe
ihnen Stärke gegeben und werde sie auch weiter zusammenhalten .

Die Angeklagte Borgstede sprach von einem "Prozeß, der mit ihrer
Aktion begonnen habe".

In ähnlicher Weise äußerten sich auch die übrigen Angeklagten.

Diese Bekenntnisse der Angeklagten zu ihrer Aktion sind glaub-
haft. Die Einlassung eines jeden Angeklagten, soweit er sich
darin selbst belastet, deckt sich mit den Angaben der übrigen
Angeklagten. Im übrigen werden ihre Einlassungen durch andere
Anhaltspunkte bestätigt.

Der Zeuge gab bei seiner eidlichen Vernehmung an,
daß er die Angeklagten Beer und Roos wiedererkenne, weil er mit-ihnen gesprochen habe. An der Glaubwürdigkeit des Zeugen

und der Richtigkeit seiner Aussage bestehen nach
Auffassung des Senats keine Bedenken. Der Senat ist deshalb der
sicheren Überzeugung, daß der Zeuge die Angeklag-
ten Beer und Roos als Mittäter wiedererkannt hat.

Die Angeklagten Roos und haben ihre Mittäterschaft

darüber hinaus durch Vorhalte gegenüber der Zeugin
zugegeben.

Die Angeklagte Roos fragte die Zeugin ob sie sich
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daran erinnern könne, daß sie ihr erklärt habe, sie hätten mit
ihrer Aktion eine Nachriohtensperre durchbrechen wollen.

Der Angeklagte ....... fragte die g leiche Zeugin, ob sie sich
nicht daran erinnern könne, daß er ihr eine vorbereitete
schriftliche Erklärung zur Erläuterung ihrer Besetzungsaktion
hingehalten habe.

Weiterhin haben die Angeklagten Alexa, Böge, Borgstede, Jakobs-
me ier und ihre Beteilig un g an der Tat in Schreiben an
Dritte geschi ldert .

Der Angeklagte Alexa hat in seinem zu Beweiszwecken beschlag-
nahmten Brief vom 30.11.1978 an ................. die Hinter-
gründe und Beweggründe der Aktion erläutert und unter anderem
ausgeführt:

"Die Ak tion war natürlich nicht der Angriff
eines bewaffnet kämpfenden Kol lektivs gegen
dieses System, obwohl sich das vom Inhalt
der Erklärung so anhört. Sondern sie war
der Versuch einer Gruppe von Leuten, die sich
am Kampf der Gefangenen aus der RAF mobilisiert
haben, unsere Solidarität mit den gefangenen

von der Ebene verbaler S y m p a t h i e k u n d -
gebungen auf die Ebene von praktischen Aktionen
zu bringen und um hier noch sowas wie ne
Öffentlichkeit zu erkämpfen für die Gefangenen,
gegen die staatliche Vernichtungsstrategie muß
Solidarität mit den Gefangenen in militanten

_ Aktionen zum Ausdruck gebrach t werden."

Der Angeklagte Böge hat die Aktion in seinem zu Beweiszwecken
beschlagnahmten Schreiben vom 12. 11.1978 an ........... ebenfalls
erläutert und u.a. ausgeführt:

"Wie wird die Aktion politisch aufgegriffen ?
Die ganze Alternativpresse muß die Erklärung
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im Wortlaut abdrucken, wenn nötig unter der
Androhung von was weiß ich ! Es muß natürlich
eure Aufgabe sein, die Diskussion über das
Level "alles Scheiße, sie haben sie geschnappt"
wegzuheben, die Erklärung zum Hauptgegenstand
der Diskussion machen! Zu der Frage, wie die
Bullen Wind gekriegt haben: Die Darstellung in
den Zeitungen ist korrekt, alles andere ist
falsch~ Die Aktion hat also gezeigt, daß der
•• ~ •• verdeckte Kampf auch aus der Legalität
der fast totalen Kontrolle möglich ist, die
Offensive zurückzuerobern ist, ••••• Ir

Die Angeklagte Borgstede hat in ihrem zu Beweiszwecken be-
schlagnahmten Schreiben vom 18.11.1978 an Klaus Croissant eben-
falls erläutert, worum es ihr und den übrigen Angeklagten mit
der Aktion ging. Sie hat hierzu u.a. ausgeführt:

"Also, wir wollten genau dazu ne Meldung
durch den dpa-Fernschreiber schicken.
Obwohl das nicht mehr gelaufen ist, haben
wir die Nachrichtensperre mit der Aktion
durchbrechen können. K.H. ist am Abend des
7.11. nachdem ihm morgens noch tägliche
Zwangsernährung angedroht worden war, die
Zusage gemacht worden, ihn ••••• zu ver-
legen."

Die Angeklagte Jakobsmeier hat in ihrem zu Beweiszwecken
beschlagnahmten Schreiben an ihre Eltern vom 30.4.1979 ebenfalls
erläutert, welchem Zweck die Aktion gedient habe und u.a. aus-
geführt:

"Ich habe das gemacht, was ich für legitim
halte: eben die Durchbrechung der Nach-
richtensperre zu Karl-Heinz Dellwo und
Werner Hoppe."

Der Angeklagte hat in seinem zu Beweiszwecken beschlag-

nahmten Schreiben vom 16.11.1978 an ........... ausgeführt:

 ,
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"Diese Aktio~ ist entstanden aus dem Wissen
u~d den Erfahrungen, den Schwierigkeiten und
Ängsten, dem Bedürfnis jedes/jeder Einzelnen
der Unmenschlichkeit hier, konkret der
Geschichte im letzten Jahr, der Situation von
Werner und Karl-Heinz,eine Kraft entgegen-
zusetzen, die nicht mehr zu verschweigen ist.
Sie ist ein Sieg. Wir haben auch im Knast nicht
aufgegeben weiterzukämpfen, denn der Kampf
hört nie auf, auch nicht im Knast - andere
Bedingungen, ein anderer fight, dasselbe
Ziel. Was ist es anders als bürgerliche
Moralität, mathematische Kalkulation sich
über die 11 Verhaftungen zu beklagen. Die
Frage ist doch, was wir draus machen. Wir
hier drinnen und ihr da draußen, und alle
die anderen, wie du schreibst, die angefangen
haben über unsere, es ist eine von uns allen,
Aktion zu diskutieren die sich überlegen, was
sie machen wollen."

Der Senat sieht es aufgrund all dieser Anhaltspunkte - ohne daß
es auf die Aussagen der Polizeibeamten noch ankäme - für er-
wiesen an, daß sämtliche Angeklagten die Aktion und die Ver-
breitung ihrer Erklärung zu den Haftbedingungen von Hoppe und
Dellwo, welche den Aufruf zur Solidarisierung ~it, terroristi-
schen Gewalttätern enthielt, von Anfang an gemeinsam geplant und
ausgeführt haben. Zu diesem gemeinsameE Tatplan gehörte nach der
überzeugung-des Senats auch die übersendung der Erklärung an
andere Nachrichtenmedien, welche von Mittätern übernommen wurde,
die bisher unerkannt geblieben sind.

Dementsprechend ist die der Besetzungsaktion nachfolgende Ab-
sendung dieser Erklärung en allen An g eklagten gemäß dem gemein-
samen Tatplan zuzurechnen.
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V.
Rechtliche Würdigung:

Durch die mit Wissen und Wollen sämtlicher Angeklagten vorge-
nommene Übersendung des Textes ihrer Erklärung zur Besetzungs-
aktion an die Associated Press GmbH und die Frankfurter Rund-
schau in Frankfurt am Main, die Nachrichtenagentur Reuters in
Bonn, den Tagesspiegel in Berlin und die Ronsdorfer Zeitung in
Wuppertal haben sich die Angeklagten eines gemeinschaftlichen
Vergehens nach § 129 a Abs. 1 StGB schuldig gemacht.

Die Verbreitung der Erklärung erfüllt so in objektiver und
subjektiver Hinsicht den Tatbestand des § 129 a Abs. 1 StGB,
weil darin für Vereinigungen, d.h. Gruppen, geworben wird, deren
Zweck und Tätigkeiten darauf gerichtet sind, Mord und Totschlag
(§§ 211, 212 StGB), Straftaten gegen die persönliche Freiheit in
den Fällen des § 239 a oder des § 239 b StGB und gemeingefähr-
liche Straftaten in den Fällen des § 311 Abs. 1 StGB zu begehen.

In der Erklärung bekennen sich die Angeklagten zu den Ziel-
setzungen der sogenannten "RAF" und ihren Nachfolkegruppen und
rufen zur Solidarisierung mit deren Mitgliedern auf. So heißt es
am Ende

"Unsere Aktion geht aus von der Einheit des
Widerstands. Seit Jahren laufen Entsolidari-
sierungskampagnen der psychologischen
führung, mit dem Ziel die Guerilla zu
isolieren, die linke zu spalten, die Bedingungen
zu schaffen womit der exemplarischen Liquidierung
der Gefangenen aus der RAF die Spitze des Wider-
stands gebrochen werden soll, um zu demoralisieren
und den Staat aufzurüsten. Der Widerstand der
Gefangenen ist unser Kampf."

Im weiteren Wortlaut der Erklärung führen die Angeklagten aus,

daß sich für sie die Notwendigkeit stelle, sich den Aktionen
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dieser Gruppen anzuschließen:

"Unsere Aktion zum Schutz der Gefangenen
meint den imperialistischen Staat als
ganzes, ist Teil des antiimperialistischen
Kampfes, in dem sich für uns die Notwendig-
keit stellt, die Angriffe der Guerilla auf
allen Ebenen mit allen denkbaren Formen des
offensiven Widerstandes aufzugreifen und
weiter zu entwickeln."

Im weiteren Wortlaut der Erklärung rufen die Angeklagten dann' in
•allgemeiner Form dazu auf, die Aktionen der wegen terroristi-
scher Gewalttaten Verurteilten "draußen" aufzugreifen und neue
terroristische Gruppen aufzubauen:

"Den antiimperialistischen Kampf offensiv
führen - die Politik bewaffnen! Den Kampf
der gefangenen Kämpfer draußen aufgreifen
- die Guerilla aufbauen."

Diese Aufforderung stellt eine Werbungshandlung i.S. des § 129 a
Abs. 1 StGB zugunsten terroristischer Vereinigungen dar. Die
Erklärung zielt darauf ab und ist auch dazu geeignet, Personen
für die Zielsetzungen terroristischer Gruppen einzunehmen und
zur und zum Neuaufbau solcher Gruppen zu
motivieren.

Auch wenn die Angeklagten dabei außer der Bezugnahme auf die
sogerrannte "RAF" keine bestimmte terroristische Gruppe näher
genannt haben, geht aus der Bezeichnung "Guerilla", für die die
Angeklagten eintreten, eindeutig hervor, daß sie dabei für die
mit den gleichen Zielsetzungen und den gleichen terroristischen
Mitteln im Vntergrund operierenden Nachfolgegruppen der soge-

nannten "RAF" werben wollten.

 
Es ist gerichtsbekannt, daß sich diese Nachfolgegruppen der
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sogenannten "RAF" nach ihrer ideologischen Grundlegung und dem
für sie bestimmenden strategischen Konzept in konspirativ
arbeitenden Zellen organisieren, welche untereinander konspira-·
tive Kontakte halten und - in von Fall zu Fall wechselnder
personeller Zusammensetzung - zur Durchsetzung ihrer Ziele
Aktionen planen und ausführen, die bisher Mord und Totschlag,
Straftaten gegen die persönliche Freiheit in den Fällen des
§ 239 a oder § 239 b StGB und gemeingefährliche Straftaten in
den Fällen des § 311 Abs. 1 StGB zum Gegenstand hatten.

Die Ermordung des Generalbundesanwalts Buback, des
präsidenten Schleyer und seiner Begleitmannschaft, die Ermordung
von Jürgen Ponto und der geplante Feuerüberfall auf die Bundes-
anwaltschaft in Karlsruhe zeigen

Die Werbungshandlung und damit der Tatbestand des § 129 a Abs. 1
StGB war mit der Absendung der einzelnen Schreiben an die
Nachrichtenmedien abgeschlossen, weil damit die Möglichkeit ge-
schaffen wurde, daß die Empfänger der Schreiben vom Inhalt der
Erklärung Kenntnis nahmen. Die Tat ist damit

Ob die Durchführung der Besetzungsakti9n . allein, bei der es den
Angeklagten-nicht gelang, ihre Erklärung wie vorgesehen über den
Fernschreiber der dpa zu verbreiten, bereits als Unterstützungs-
oder Werbungshandlung i.S. des § 129 a StGB anzusehen ist, kann
hierbei dahinstehen.

Da sich die Angeklagten nach dem der Tat zugrundeliegenden Plan
auch die Verbreitung der nachträglich abgesandten Erklärung zu-
rechnen lassen müssen, haben sie den Tatbestand des § 129 a
Abs. 1 StGB· verwirklicht.

Die Handlungsweise der Angeklagten war auch rechtswidrig.
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Ein Rechtfertigungsgrund stand ihnen nicht zur Seite.

Die Angeklagten haben sich darauf berufen, daß ihre Akt ion
erforderlich gewesen sei, um die von ihnen behauptete Nach-
richtensperre zu durchbrechen und auf die Haftbedingungen von
Hoppe und Dellwo aufmerksam zu machen. Soweit damit ein Not-
hilferecht zugunsten von Dellwo und Hoppe geltend gemacht wird,
fehlte es im Zeitpunkt der Besetzungsaktion an einem rechts-
widrigen Angriff auf Dellwo und Hoppe. Um auf die Haftbedingun-
gen von Dellwo und Hoppe aufmerksam zu machen, bedurfte es zudem
auch keiner Werbung für eine terroristische Vereinigung; die
Angeklagten hätten auch auf andere Weise - etwa in Form einer
fri ed lichen Demonstration - ihre Meinung zu den Haftbedingungen
von Dellwo und Hoppe zum Ausdruck bringen können.

Die Handlungsweise der Angeklagten ist auch nicht durch einen
rechtfertigenden Notstand i.S. des § 34 StGB gerechtfertigt.
Selbst wenn im Zeitpunkt der Tat für Leib oder Leben von Dellwo
und Hoppe eine Gefahr bestanden hätte, wäre die Handlung nur
dann zu rechtfertigen, wenn diese Gefahr nicht anders hätte
abgewehrt werden können. Dies ist aber hier nicht der Fall. Zur
Abwendung einer solchen Gefahr wären allenfalls ärztliche Hilfs-
maßnahmen oder der Hinweis auf die Notwendigkeit solcher Maß-
nahmen - auch in demonstrativer Form - geeignet gewesen. Dem-
gegenüber war der Solidarisierungsaufruf der Angeklagten zu-
gunsten terroristischer Gewalttäter kein geeignetes Mittel, um
mögliche Gefahren von und Hoppe abzuwehren.

Für die Handlungsweise der Angeklagten kommt aus diesem Grund
auch kein entschuldigender Notstand i.S. des § 35 Abs. 1 StGB in
Betracht. Daß die Angeklagten i.S. des § 35 AbSa 2 StGB geg laubt
haben könnten, Dellwo und Hoppe könne nur durch ein deutliches
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Eintreten für die Ziele der sogenannten "RAF" geholfen werden,
kann nach den getroffenen Feststellungen mangels geeigneter
Anhaltspunkte nicht angenommen werden. Der Aufruf zu den Haft-
bedingungen von Dellwo u~d Hoppe wäre auch ohne die Erklärung
zugunsten der terroristischen Gruppen möglich gewesen.

Es fehlt im übrigen auch a~ Anhaltspunkten dafür, daß die Ange-
klagten den Wortlaut ihrer Erklärung nicht in seiner vollen
Bedeutung erfaßt haben, oder da ß ihnen bei der Abfassung ihrer
Erklärun g das Unrechte ihrer Handlu~gswe ise i . S. des § 17 StGB
nicht bewußt gewesen sein könnte. Ein solcher Irrtum wäre zudem
i.S. des § 17 S. 2 StGB auch vermeidbar gewesen, so daß ein
Schuldausschließungsgrund nicht in Betracht kommt.

Die Angeklagten
bestrafen.

VI .
Stra fzu messung:

waren deshalb nach § 129 a Abs. 1 StGB zu

 

Der Senat ist bei der Strafzumessung mangels gegenteiliger
Anhaltspunkte davon ausgegangen, daß die Tatbeiträge sämtlicher
Angeklagten das gleiche Gewicht haben, und daß ihre Schuld dem-
gemäß gleich schwer zu bewerten ist. Eine Strafmilderung für
eine einzelne An geklagte oder einen einzelnen An geklag ten nach
§ 129 a Abs. 4 StGB kam daher nicht in Betracht.

Straferschwerend fiel bei allen An g eklagten ins Gewicht, daß sie

ihren Solidarisierungsaufruf zugunsten terroristischer Vereini-

g ungen über die Nachrichtenmedien b~ndesweit verbreiten wollten,
um eine möglichst große Anzahl von Personen zu erreichen und zu
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beeinflussen. Darin liegt eine besondere über das Maß des
üblichen hinausgehende potentielle Gefahr, die bei den erwachse-
nen Angeklagten eine spürbare Erhöhung der im Gesetz vorge-
sehenen Mindeststrafe von sechs Monaten Freiheitsstrafe erfor-
derlich macht.

Auch die Schärfe der verbreiteten Erklärung, in der offen zum
bewaffneten Kampf gegen den Staat aufgerufen wird, wirkt straf-
erhöhend.

Eine spürbare Strafe erschien auch aus dem Gesichtspunkt der
allgemeinen Abschreckung erforderlich, um deutlich zu machen,
daß solche Taten empfindliche Strafen nach sich ziehen. Eine zu
milde  Bestrafung derartiger Taten könnte labile und unreife
Menschen aus dem Kreis der Sympathisanten von terroristischen
Gewalttätern andernfalls dazu verführen, ihr eigenes strafrecht-
liches Risiko zu unterschätzen.

Strafmildernd war zu berücksichtigen, daß die Erklärung der
Angeklagten nicht die gewünschte Resonanz gefunden hat und keine
sichtbaren Auswirkungen zur Folge hatte.

Demgegenüber konnte strafmildernd nicht berücksichtigt werden,
daß sich die Angeklagten aus humanitären Beweggründen zur Durch-
führung ihrer Besetzungsaktion entschlossen denn die
Angeklagten hätten in demonstrativer Form auch ohne den Aufruf
zugunsten terroristischer Vereinigungen für eine Verbesserung
der Haftbedingungen von Dellwo und Hoppe eintreten können.

Bei den Angeklagten Alexa, Böge, Borgstede, Jakobsmeier,
Prieß, Roos' und wurde als strafmildernd weiterhin be-

rücksichtigt, daß sie entweder überhaupt nicht oder jedenfalls
nicht einschlägig vorbestraft sind. Für sie erschien eine
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Freiheitsstrafe von 10 Monaten erforderlich, aber auch aus-
reichend, um ihnen das Strafwürdige ihrer Handlungsweise nach-
haltig vor Augen zu führen und sie von künftigen Straftaten ab-.
zuhalten.

Bei dem Angeklagten Beer muß te sich im Gegensatz zu den übrigen
Angeklagten straferschwerend auswirken, daß er einschlägig - und
zwar wegen Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung - vorbe-
straft ist und bereits wenige Monate nach seiner Entlassung aus
der Strafhaft wieder für eine terroristische Vereinigung einge-
treten ist, wobei freilich zu berücksichtigen war, daß die
jetzige Tat in ihrem Gefährlichkeitsgehalt erheblich hinter dem
der Vor tat zurückgeblieben ist. Um ihm den Unrechtsgehalt seiner
Handlung spürbar vor Augen zu führen und ihn von künftigen
Straftaten abzuhalten, erschien eine Freiheitsstrafe von 1 Jahr
erforderlich, aber auch ausreichend.

Die Angeklagten und die im Tatzeitpunkt noch
Heranwachsende waren, haben in der Hauptverhandlung den Eindruck
erweckt, daß sie auch heute noch nicht einen Lebensalter
entsprechenden Reifegrad erreicht haben. Sie hinterließen beide
den Eindruck noch unreifer mangels eigener
Urteilsfähigkeit zur Beteiligung an der Tat bewogen wurden. Der
Senat g ing deshalb in Übereinstimmung mit der Jugendgerichts-
hilfe davon aus, daß beide zur Tatzeit im Sinne von § 105 Abs. 1
Nr. 1 JGG noch einem Jugendlichen gleichstanden. Auf beide war
daher Jugendstrafrecht anzuwenden. Die Verhängung einer Jugend-
strafe schied aus, weil bei der Tat der Angeklagten keine schäd-
lichen Neigungen hervorgetreten sind und weil ihre Schuld nicht
so schwer wiegt, daß die Verhängung einer Jugendstrafe geboten

wäre. Da beiden Angeklagten jedoch i.S. des § 13 Abs. 1 JGG ein-

dringlich zum Bewußtsein gebracht werden muß, daß sie für das
von ihnen begangene Unrecht einzustehen haben, hielt der Senat
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die Verhängung von Jugendarrest als der schwersten Form des
Zuchtmittels für geboten. Um nachhaltig auf die beiden Angeklag-
ten einzuwirken, erschien das Höchstmaß eines Dauerarrestes von.
4 Wochen erforderlich.

Der Senat war allerdings der Auffassung, daß der Zweck des ver-
hängten Jugendarrestes bereits durch die über zweimonatige
Untersuchungshaft erreicht worden ist, so daß nach § 52 JGG von
der Vollstreckung des Jugendarrestes abgesehen werden konnte.

Allen anderen Angeklagten war die Untersuchungshaft nach § 51
Abs. 1 StGB anzurechnen.

Der Senat hat die gegen die übrigen Angeklagten verhängten Frei-
heitsstrafen nach § 56 Abs. 1 StGB zur Bewährung ausgesetzt,
weil nach Auffassung des Senats zu erwarten ist, daß sie sich
die Verurteilung zur Warnung dienen lassen und künftig auch ohne
die Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen
werden. Die Angeklagten haben zwar zu ihrem Lebenslauf und zu
ihren persönlichen Verhältnissen keine Angaben so daß
eine Prognose über ihr künftiges Verhalten nur schwer gestellt
werden kann. Aus der Tatsache, daß die_Angeklagten die staatliche Ordnung und die Rechtsordnung der Bundesrepublik ab-
lehnen, insbesondere die Organe der Justiz, wollte der Senat
jedoch nicht den Schluß ziehen, daß bei den Angeklagten mit

Straftaten ähnlicher Art gerechnet werden muß, denn
auch einem überzeugungstäter muß - jedenfalls wenn er noch so
jung und unerfahren ist wie die Angeklagten - die Chance einer
Bewährung geboten werden. Dies gilt auch für den Angeklagten
Beer, obwohl er bis kurz vor der Tat eine beträchtliche Vor-
strafe verbüßt hat. Der Senat ist gleichwohl zu der Auffassung
gelangt, daß auch diesem Angeklagten der Rückweg in ein straf-
freies Leben erleichtert werden sollte, zumal er erstmals dem
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Erwachsenenstrafrecht unterlieg t .

Bei den Angeklagten und konnte gemäß § 74 JGG
davon abgesehen werden, ihnen die Ko sten des Verfahrens und ihre
notwendigen Auslag en aufzuerlegen. Da der Senat die von den
Angeklagten und erlittene Untersuchungshaft inso-
weit berücksichtigt hat, als von der Vollstreckung des Dauer-
arrestes abgesehen wurde, steht ihnen nach § 6 Abs. 2 Straf-
entschädigungsgesetz kein Entschädig un g sanspruch für den
4 Wochen übersteigenden Teil der Untersuchungshaft zu.

Die übrigen Angeklagten haben nach § 465 StPO die Verfahrens-
kosten zu tragen, weil sie verurteilt worden sind.
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